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Die VO über das Dienstsiegel der staatlichen Organe 
— Siegelordnung — vom 16. Juli 1981 (GBl. I Nr. 25 S. 309)
regelt, wer Dienstsiegel führt. Dienstsiegelführende legen 
schriftlich fest, in welchen Funktionen Leiter und Mit­
arbeiter ihres Verantwortungsbereichs einschließlich der 
ihnen unterstellten Einrichtungen Dienstsiegel führen. 
Diese Berechtigten legen für ihren Verantwortungsbereich 
schriftlich fest, welche Urkunden, Dokumente u. a. Schrift­
stücke zu siegeln sind und zu welchen anderen Zwecken 
das Dienstsiegel anzuwenden ist.

Im Umgang mit Dienstsiegeln ist eine hohe Ordnung 
und Sicherheit zu gewährleisten. Bei Verletzung der 
Siegelordnung ist Ordnungsstrafe bis zu 500 M angedroht, 
darüber hinaus können Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit durchgesetzt werden (Ziff. 43 der An­
lage zum Anpassungsgesetz vom 11. Juni 1968 [GBl. I Nr. 11 
S. 142]).

*
Mit der АО über den Kauf und Verkauf sowie über die 
Ermittlung des Preises für gebrauchte Kraftfahrzeuge vom 
24. August 1981 (GBl. I Nr. 27 S. 333) werden einheitliche 
Grundsätze auf diesem Gebiet festgelegt. An bestimmten 
Arten von Kraftfahrzeugen hat der VEB Maschinenbau­
handel ein Vorerwerbsrecht. Nicht erfaßt vom Vorerwerbs­
recht sind die privaten Kraftfahrzeuge der Bürger. Für 
Kraftfahrzeuge der Bürger, die aus dem Ausland, der BRD 
und Westberlin eingeführt werden, wird das Vorerwerbs­
recht des VEB Maschinenbauhandel im Geltungsbereich der 
АО nicht mehr ausgeübt.

Die АО legt fest, daß der Kaufpreis für gebrauchte 
Kraftfahrzeuge zwischen Käufer und Verkäufer zu ver­
einbaren ist. Neu ist die Verpflichtung, einen schriftlichen 
Kaufvertrag abzuschließen, der diesen Preis enthält.

Höchstpreis bei allen gebrauchten Kraftfahrzeugen ist 
der Zeitwert, der sich jeweils auf den Zustand des Kraft­
fahrzeugs zum Zeitpunkt der Wertermittlung bezieht. 
Bürger können den Zeitwert anhand der vom Ministerium 
für Verkehrswesen, Hauptverwaltung des Kraftverkehrs, 
herausgegebenen Leitfäden für die Wertermittlung8 selbst 
ermitteln.

Der Verkäufer eines gebrauchten Kraftfahrzeugs ist 
verpflichtet, den Käufer über alle bekannten Mängel (z. B. 
Schweißstellen, Brüche, Klebungen oder solche, die die 
Verkehrs- und Betriebssicherheit beeinträchtigen), über 
Veränderungen am Kraftfahrzeug und über vorausgegan­
gene Unfälle unaufgefordert zu informieren.

Ausführlich wird der Verkauf von Kraftfahrzeugen 
durch den VEB Maschinenbauhandel geregelt. Bürger 
können dort grundsätzlich nur gebrauchte Pkws, Zwei­
radfahrzeuge und Anhänger erwerben.

Erstmalig wird das öffentliche Abstellen und Anbieten 
von Kraftfahrzeugen zum Zwecke des Verkaufs rechtlich 
geregelt. Die örtlichen Staatsorgane können — wie auch 
schon praktiziert — Plätze oder Straßen festlegen, auf 
denen das Anbieten und der Verkauf erfolgen darf. Dafür 
kann ggf. eine Gebühr erhoben werden.

Im Interesse des vorbeugenden Gesundheitsschutzes 
regelt die 2. DB zur VO über die Verhütung, Meldung und 
Begutachtung von Berufskrankheiten — Arbeitsmedizini­
sche Tauglichkeits- und Überwachungsuntersuchungen — 
vom 25. August 1981 (GBl. I Nr. 28 S. 337)9 die arbeits­
medizinischen Tauglichkeits- und Überwachungsunter­
suchungen (ausgenommen die Beurteilung der Tauglichkeit 
und Eignung für den Dienst in den bewaffneten Organen). 
Diese Untersuchungen sind Vorsorgeuntersuchungen, die 
der Erhaltung und Förderung der Gesundheit der Werk­
tätigen dienen. Sie umfassen Einstellungsuntersuchungen 
vor und Wiederholungsuntersuchungen nach Aufnahme der 
Tätigkeit sowie Untersuchungen für bestimmte gesell­
schaftliche Tätigkeiten, bei veränderter Tätigkeit im 
gleichen Betrieb bzw. bei gleicher Tätigkeit mit verän­
derter Technologie. Die Zeitabstände für die Wieder­
holungsuntersuchungen sind in der Anlage zur DB fest­
gelegt, wobei unter bestimmten Voraussetzungen kürzere 
Termine bzw. weitere Untersuchungen festgelegt werden 
können.

Die DB enthält die Aufgaben der Betriebe, der staat­
lichen Organe und Einrichtungen des Gesundheitswesens 
und der Ärzte für diese Untersuchungen. So hat z. B. der 
Betrieb zu sichern, daß der Werktätige die Untersuchungs­
termine wahrnimmt und dafür gemäß § 183 Abs. 1 AGB 
freigestellt wird. Die Tauglichkeit des Werktätigen beurteilt

der Arzt im Ergebnis des festgestellten Gesundheitszu­
standes und der arbeitshygienischen Analyse des Arbeits­
platzes. Ist der Werktätige aus gesundheitlichen Gründen 
für die Arbeit nicht geeignet, darf er an dem vorgesehenen 
bzw. bisherigen Arbeitsplatz nicht beschäftigt werden. Der 
Betrieb muß ihm eine seiner Fähigkeit und seiner gesund­
heitlichen Eignung zumutbare andere Arbeit anbieten 
(§ 209 AGB). Die DB regelt weiterhin das Recht der Be­
schwerde durch den Werktätigen bzw. den Betrieb gegen 
die Entscheidung des Arztes.

Mit der АО über die Verrechnung von Geldforderungen 
und Geldverbindlichkeiten im Abbuchungsverfahren 
— AbbuchungsAO — vom 11. September 1981 (GBl. I Nr. 28 
S. 343) wird ein bisher nur im Ansatz geregeltes Verfahren 
in seinen wichtigsten Grundsätzen näher ausgestaltet. Die 
Zahl der Abbuchungsaufträge für ständig wiederkehrende 
Geldforderungen gegenüber Bürgern, z. B. auf Grund von 
Leistungen, festen Gebühren und Entgelten oder für 
Steuern, ist in den letzten Jahren beträchtlich angestiegen. 
Die neue АО erhöht die Rechtssicherheit auf diesem 
Gebiet, indem sie die Rechte und Pflichten der beteiligten 
Bürger, Geld- oder Kreditinstitute und Kombinate, Be­
triebe, Staatsorgane, Einrichtungen, Organisationen und 
anderen Zahlungsempfänger näher ausgestaltet. Neu ist 
darüber hinaus, daß künftig auch einmalig von den 
Bürgern zu entrichtende Zahlungen (z. B. für Reparaturen) 
abgebucht werden können.

Die Teilnahme am Abbudiungsverfahren ist freiwillig, 
d. h. Geldforderungen dürfen nur abgebucht werden, wenn 
die schriftliche Einwilligung des Bürgers vorliegt. Diese 
Einwilligung kann jederzeit schriftlich widerrufen oder 
geändert werden. Damit ist der Bürger weitgehend vor 
ungerechtfertigten Abbuchungen geschützt. Sollte der 
Bürger jedoch eine unberechtigt abgebuchte Geldverbind­
lichkeit feststellen, kann er innerhalb von drei Monaten 
nach der Abbuchung schriftlich die sofortige Rückverrech­
nung verlangen. Die Zahlungsempfänger haften nach den 
zivilrechtlichen Bestimmungen für Schäden, die dem 
Bürger aus fehlerhaft bzw. ungerechtfertigt eingereichten 
Abbuchungsaufträgen entstehen. Ebenso gehen verspätet 
eingereichte Abbuchungsaufträge nicht zu Lasten der 
Bürger.

Die Zahlungsempfänger haben vor Anwendung des 
Abbuchungsverfahrens ihr kontoführendes Geld- oder 
Kreditinstitut zu informieren und mit ihm eine schriftliche 
Vereinbarung abzuschließen. Darin sind u. a. Festlegungen 
über die rechtzeitige Übergabe der Abbuchungsaufträge in 
Form von datenerfassungsgerechten Belegen oder ma­
schinenlesbaren Datenträgern aufzunehmen. Mit der Über­
gabe solcher Abbuchungsaufträge wird gesichert, daß dem 
Zahlungsempfänger der Betrag zum vereinbarten Termin 
sofort gutgeschrieben wird.
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* Zu der in dieser Übersicht nicht erwähnten VO über die Erhal­
tung, die Pflege und den Schutz der Bäume — BaumschutzVO - 
vom 28. Mai 1981 (GBl. I Nr. 22 S. 273) vgl. L. Boden/K.Gläß/
G. Hoffmann, „Die BaumschutzVO — eine bedeutsame Rege­
lung zum Schutz der natürlichen Umwelt“, in diesem Heft.
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gesehen werden. Der Leitfaden für die Wertermittlung ge­
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ßenverkehr 1976, Heft 1.

9 Zur VO über die Verhütung, Meldung und Begutachtung von 
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